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Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 23 e Juni 1960 

II n fr a g e b e an tw 0 r tun g 

nie llogeordneten Dr. Van T m n gel und GeÜ-Jssen haben am 18.Mai in 

einer parlamentarischen Interpellation die Frage aufgeworfen, ob ozw$ aus 

welchen 'Gründen das Handelsministerium eine Drosselung der Importe aus dem 

EYTG-Raum befürwortet haoe. Die l.l.nfragesteller haoen gleichzeitig der Meinung 

.L.usdruck gegeben, dass derartige .il!Iassnahmen geeignet wären, eine wirtschaft­

liche Spaltung Europas einzuleiten. 

Bu:uc1esminister für Handel und T!iederaufb.au Dr. B 0 c k hat nun 

in Beantwortung der an ihn gerichteten Lnfr8go folgendes mitgeteilt: 

Zu.nächst sei festgestell t, dass seitens des Bundesministeriums für 

Handel uno. Wiederaufbau an die liussenstelle keine vertrauliche T1eisung zur 

DroGselung clGr Einfuhren aus dem ET7G-Raum ergangen ist. Die BewilligUng der 

Einfuh:c der noch genehmigungspflichtigen Uaren llJrfolgt gegenüber allt:m staaten, 

mit denen Verträge abgoschlossen wurden - mit den sochs ErG-Staaten oastehen 

solche im Ral1.men der getroffenen Kontingentvereinbarungen. Die in den einzel­

j.1.en Ve:rträgon vorcdnoarten Länc1erkontingente nehmen sowohl auf die industrie·· 

als auch auf die handelspo li tischen Belange Rücksicht? die EinhaI tung der ab­

geschlossenen Vereinbarungon ist eine vortragliche Ver.pflichtung, der 

Ös"i:;.arrGich immGr nachgokommen ist. Gelegentlich vvird os '. infolge dioser Sach­

le.ge zur l\.blehnung von Einfuhranträgen für eine be-stimmte ·Fare aus oinem Land 

kommGn~ VlfJuend die Einfuhr für die gleiche :.7are aUs einem anderon Land be··­

viilligt werden kann. Dies", Tat sache ergibt sich auch aus dem Bestreben, o.en 

handzJls'r0.rtj:,aglichen Vere inbarungen g<gonüb er ellen Vertrags staaten soweit 

ale möglich zu entsprechon. Es ist in ru.iesom Zusa,mmenhang festzuhalten, dGSS 

boi j L'non Positionen, die noch Einfuhrbeschränkungen unt erli egen, schwerwiü­

g:)'D.CLO i:J.cLustrie.,- oder hand3lspoli tische Gründe für die lmfrochtorhaltung 

cdnos solchen Regimos sprüchon und daher illimitierte Kontingontüb erschrei­

tUE[;CL{:"l schon aHQ diesom( Grunde nicht zugelassen 'iJOrden können. l~usnabmGn von 

·:li::ra :im A1.:2fiGnhandelsgesetz statuierten Grundsatz c1erFreihoi t könn0n nicht· da­

clvTch -,v·i.rkungslos gemacht werclon, dass illimitiert Gonehmigungen der Einfuhr 

::?rt eili; wurdon und damit faktisch die Einfuhr der b etre ffemden i7are 

liberalisiert wird. 
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Der Importeur wird in der Regel auf die dem Interesse dar Gesamt­

Yvirtschaft entsprechenden handelspolitischen Überlegungen zli...'1ächst kaum 

Rücksicht nehmen und die ihm günstig erscheinende Relation zum Bezug aus":,, 

wählon. Soforne die Importfirmen nachvwisen, dass besondere wirtschaftliche 

Gründe für die Einfuhr aus einem bestimmten Land sprechen, werden solche 

Lnträge berücksichtigt, auch Yvenn es dadurch zu namhaften Kontingontüber­

ziehungen kommt. Es mag durchaus zutreffcm 9 dass Einfuhrwerborsich im 

Einzelfall durch einen ablehnonden 13 eschoid beschwert fühlen 9 die zuständige 

Behörde muss aber bei ihrer Entscheidung über den .. '.ntrag zur Genehmigung 

der Einfuhr einer dem Bewilligungsverfahren unterliegenden ~are von der 

Gesamtwirtschaftslage ausgehen und sowohl den Stand der inländischon 

Produktion als auch die durch alle bestehenden handelspolitischen Verein­

barungen geschaffene Situation bGrücksichtigen. 

nls Beweis für die lib orale GrundeinsteIlung bei der Handhabung 

der für die Einfuhr bostehendon Beschränkungen sei die Tatsache fest ge-stell t, 

dass z.B. die mit der Bundesropublik Deutschl2nd im vergang8nen Jahr ver­

einbarten Einfuhrkontingente um 30 Millionu-n DMark üborzogenwurdon. Luch 

im laufenden J2"hr ist der mit diesem Lande vereinbarte Gosamtra:bmen der 

noch einfuhrgenehmigungspflichtigen ;-; ar on in der Gosamthöhe von 130 Millionen 

DMark b erei ts in den ersten vier Monat en di eSGS Jahres mit 74 lVIillionen 

DUark alisgenü tzt worden, so dass zu er-,7ar-ten ist, dass es. auch in diesem 

Jahr zu Kontingentüberziehungen kommen wird. 

-.-.-.-.-
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